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Von Yasemin Fusco

Wer in Hamburg arm oder ob-
dachlos ist und eine Wohnung 
sucht, findet nur wenige wil-
lige Vermieter*innen. Rei-
ner Schäfer, Vorsitzender der 
Hamburger Behrens-Stiftung, 
möchte das ändern und güns-
tigen Wohnraum für dauerhaft 
bedürftige Menschen schaffen. 
Was aber vor allem fehlt, sind ge-
eignete Grundstücke. Es sei ein 
großes Problem für die Stiftung, 
in Hamburg günstig an Bau-
grund zu kommen, sagt Schä-
fer in der aktuellen Ausgabe des 
Straßenmagazins Hinz&Kunzt. 

Ein Problem sei, dass Spekula-
tionen über einen späteren Ver-
kauf der Grundstücke immer 
mit enthalten seien und zu völ-
lig überzogenen Preisen führ-
ten. Schäfer fordert, dass Senat 
und Baubehörden geeignete 
Grundstücke direkt vergeben.

Bislang profitierten lediglich 
städtische Unternehmen wie die 
Saga oder Fördern und Wohnen 
(f & w) von dieser Direktvergabe. 
Es sollten aber auch diejenigen 

bevorzugt Flächen bekommen, 
die gemeinnützig Wohnungen 
für dauerhaft Bedürftige bauen, 
sagt Schäfer. 

Einstieg in eigene Wohnung
Bereits seit den 1950er-Jahren 
investiert die Behrens-Stiftung 
in bezahlbaren Wohnraum in 
Hamburg. Sie bietet ausschließ-
lich Wohnungen für Obdach-
lose und einkommensschwache 
Menschen an und bringt sie in 
begleiteten Wohnprojekten un-
ter, von wo aus der Einstieg in 
eine eigene Wohnung erleich-
tert und vorbereitet werden soll.

„Mit der Kritik und ihrer 
Forderung rennt die Stiftung 
bei uns offene Türen ein“, sagt 
Heike Sudmann, Sprecherin 
für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Verkehr der Linken. Seit Jah-
ren fordere die Linke, städtische 
Grundstücke für eine nachhal-
tige Wohnungspolitik zu nut-
zen. „Kein Grundstücksverkauf, 
sondern Erbbaurecht für die-
jenigen, die sich verpflichten, 
langfristig leistbare Wohnun-
gen zu schaffen“, sagt Sudmann.

Genossenschaften, Stiftungen 
und andere gemeinwohlori-
entierte Akteur*innen würden 
davon zum Wohle zukünftiger 
Mieter*innen profitieren.

Bereits im vergangenen Okto-
ber forderte die Linke den Senat 
auf, für die Schaffung langfristig 
bezahlbaren Wohnraums städti-
sche Wohnungsbaugrundstücke 
ausschließlich an Akteur*innen 
des Wohnungsmarkts zu verge-
ben, die sich dem Gedanken der 
Gemeinnützigkeit verpflich-
ten. Dazu gehöre für die Linken 
eine langfristige Zweckbindung 
des Grundstücks für Wohnen, 
eine Gewinnbeschränkung der 
Wohnungsmarktakteur*innen 
und eine dauerhafte Bindung 
der entstehenden Wohnungen 
nach den Grundsätzen der öf-
fentlichen Wohnungsbauförde-
rung. Bisher hat der Senat nicht 
über den Stand der Umsetzung 
informiert, ließ die von den Lin-
ken gesetzte Frist Ende Februar 
verstreichen.

Barbara Ketelhut, Spreche-
rin der Behörde für Stadtent-
wicklung und Wohnen, kennt 

die Forderung des Stiftungs-
vorsitzenden Reiner Schäfer – 
es gab schon erste Treffen. „Der 
Senat hat bereits die Versorgung 
von vordringlich Wohnungssu-
chenden gestärkt und beispiels-
weise die städtische Gesellschaft 
f & w verpflichtet, jährlich je 200 
Wohnungen für vordringlich 
Wohnungsuchende zu bauen“, 
sagt sie. Dass in Hamburg kaum 
noch günstiger Baugrund zu er-
stehen ist, sei der Behörde be-
kannt, sagt Ketelhut. 

Behörde wiegelt ab
Sie verweist  darauf, dass bereits 
eine Abkehr von den sogenann-
ten Höchstgebotsverfahren er-
folgte. Eingeführt wurde das 
Konzeptausschreibungsverfah-
ren. Bei solchen Ausschreibun-
gen werden unter anderem in-
novative Grundrisse oder be-
sondere Angebote für Familien 
positiv gewertet, so Ketelhut. 
„Bei diesen Verfahren bestimmt 
nicht nur der Preis, sondern vor 
allem die Qualität des Konzep-
tes über die Vergabe eines städ-
tischen Grundstücks.“

Die Behrens-Stiftung schafft Wohnraum für Bedürftige, findet aber kaum bezahlbaren 
Baugrund. Die Forderung lautet daher: Der Senat soll Grundstücke direkt vergeben
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Verdächtige gezählt 
Die bei den G20-Protesten vor 
gut zwei Jahren Randalieren-
den sind wohl überwiegend 
aus Hamburg und Umgebung 
gekommen. Die bis Anfang 
Juli ermittelten 436 ermittel-
ten Hamburger*innen ma-
chen fast die Hälfte (46 Pro-
zent) aller Tatverdächtigen 
aus. Die zweitgrößte Gruppe 
kommt mit 76 aus Schleswig-
Holstein, die drittgrößte mit 
67 aus Niedersachsen. Unter 
den ausländischen Tatver-
dächtigen sind Franzosen (19), 
Schweizer (18) und Niederlän-
der (15) die größten Gruppen. 
Direkt nach den Ausschreitun-
gen hatten Politiker und Ver-
treter der linken Szene in der 
Hansestadt die Vermutung ge-
äußert, viele der Gewalttäter 
seien aus dem Ausland nach 
Hamburg gekommen. (dpa)

Weniger BAföG-Empfänger 
Die Zahl der BAföG-
Empfänger*innen ist in Ham-

burg im vergangenen Jahr ge-
sunken. Wie das Statistikamt 
Nord am Donnerstag mitteilte, 
bezogen rund 22.300 Men-
schen Leistungen nach dem 
Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz (BAföG) – das wa-
ren 5,4 Prozent weniger als im 
Vorjahr. Die mit 16.200 Emp-
fängern größte Gruppe wa-
ren Studierende. Die übrigen 
6.100 waren Schüler*innen. 
Mit einem Anteil von 56 Pro-
zent waren die meisten BAföG-
Bezieherinnen Frauen. (dpa)

Energiespeicher geplant
Im Hafen soll die größte Was-
serstoff-Elektrolyse mit einer 
Leistung von 100 Megawatt 
entstehen. Die bislang größ-
ten Anlagen leisten zehn Me-
gawatt. Noch dieses Jahr werde 
die Entscheidung über den Bau 
der Anlage fallen, sagte Wirt-
schaftssenator Michael West-
hagemann (parteilos). Die An-
lage werde einen dreistelligen 
Millionenbetrag kosten. (dpa)

nachrichtenZu viele Zwangsräumungen
Die Fachstellen für Wohnungsnotfälle kommen gegen die hohe Zahl der Hilfesuchenden nicht an

Von Katharina Gebauer

1.914 Zwangsräumungen gab es 
im Zeitraum vom 1. Januar 2018 
bis zum 30. Juni 2019. Das geht 
aus der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage der Linksfraktion in der 
Bürgerschaft hervor. 389 davon 
ließ das städtische Wohnungs-
unternehmen Saga räumen. Die 
Linke kritisiert das und fordert 
mehr Ersatzwohnungen, damit 
Obdachlosigkeit verhindert 
werde. „Hier kann und muss die 
Stadt handeln“, sagt Cansu Özde-
mir, sozialpolitische Sprecherin 
der Fraktion. Es dürfe nicht sein, 
dass Zwangsräumungen durch-
geführt würden, ohne dass Er-
satzwohnraum zur Verfügung 
stehe. Zudem seien die Fachstel-
len für Wohnungsnotfälle un-
terbesetzt: „Es kann nicht sein, 
dass die im Dezember letzten 
Jahres durch die Bürgerschaft 
beschlossene Aufstockung des 

Personals in den Fachstellen im-
mer noch nicht erfolgt ist“, sagt 
Özdemir.

Die Fachstellen für Woh-
nungsnotfälle helfen unter an-
derem Menschen, denen eine 
Zwangsräumung droht. Durch 
Darlehen oder Beihilfe können 
Mietschulden abgefedert wer-
den. Beim Verlust der eigenen 
Bleibe hilft die Stelle, eine öf-
fentliche-rechtliche Unterbrin-
gung zu finden. Zudem unter-
stützen die Mitarbeiter*innen 
die Hilfesuchenden bei der Su-

che nach einer neuen Wohnung. 
Die Fachstellen sind bei den Be-
zirksämtern angesiedelt und 
leisten laut Özdemir einen wich-
tigen Beitrag im Kampf gegen 
die Obdachlosigkeit. So konn-
ten sie in dem oben genannten 
Zeitraum von eineinhalb Jah-
ren insgesamt 7.627 Wohnun-
gen sichern, wie aus der Antwort 
des Senats hervorgeht. Vermit-
teln konnte die Fachstellen mit 
2.153 Wohnungen im Jahr 2018 
nur sieben mehr als im Vorjahr.

Das reicht Özdemir nicht: 
„Die erfolgreiche Arbeit der 
Fachstellen sollte nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass 2018 in 
1.383 Fällen der Wohnraum nicht 
gesichert werden konnte.“ Dazu 
kommen nochmals 860 Woh-
nungen in der ersten Hälfte des 
Jahres 2019. In einer Umfrage 
Anfang 2018 gaben ein Viertel 
der obdachlosen Befragten an, 
durch Zwangsräumungen auf 

der Straße gelandet zu sein, bei 
den Wohnungslosen lag die Zahl 
bei über einem Viertel.

Eine Verbesserung der Situ-
ation verspricht sich der Ham-
burger Senat durch eine Bun-
desratsinitiative zur Reform des 
Mietrechts. Darin enthalten ist 
ein Passus, nach dem Mietschul-
den, wenn sie nachträglich be-
glichen werden, nicht gleich ein 
Kündigungsgrund sind. Man 
wolle „Menschen, die in eine fi-
nanzielle Notlage geraten sind, 
mit einer angepassten Regelung 
zur Schonfristzahlung vor der 
vermeidbaren Obdachlosigkeit 
schützen“, sagt Justizsenator Till 
Steffen (Grüne).

Die Linke überzeugt das 
nicht. Heike Sudmann, woh-
nungspolitische Sprecherin der 
Fraktion, nennt den Vorstoß ein 
„Ablenkungsmanöver nach dem 
Motto: Guckt mal, wir machen 
doch was.“

heute in hamburg

Interview Carlotta Kurth

taz: Herr Bill, seit einigen Jahren nimmt der 
Radverkehr in Hamburg stetig zu. Wie kann 
es sein, dass es hier immer noch so fahr-
radunfreundlich zugeht?

Martin Bill: Im Grunde genommen haben 
wir es mit Fehlern der Vergangenheit zu tun. 
Hamburg hat sich sehr lange anhand des Leit-
bilds einer autogerechten Stadt entwickelt. Ge-
rade drehen wir die Entwicklung um und sind 
stattdessen dabei, eine Fahrradstadt zu wer-
den. Das braucht aber seine Zeit. Deshalb fin-
det man in Hamburg immer noch Stellen, die 
fahrradfreundlicher sein könnten.

Warum kommt diese Entwicklung erst 
jetzt?

Ich glaube, in der Vergangenheit fehlte der 
Konsens aller Parteien, dass man für Fahrrad-
fahrer mehr tun muss. In der ersten rot-grü-
nen Koalition von 1997 bis 2001 wollten wir das 
Veloroutennetz entwickeln. Das Problem war, 
dass dieses Vorhaben in den Nachfolgeregie-
rungen nicht mehr weiterverfolgt wurde. Die 
Fahrradpolitik erlebte danach ein regelrech-
tes Auf und Ab, was die Entwicklung stark zu-
rückhielt.

Aber seit 2015 koalieren SPD und Grüne, 
viel getan hat sich ja auch jetzt nicht …

Wenn Sie durch Hamburg fahren, sehen Sie 
schon, dass sich viel tut. Da, wo gebaut wird, ist 
der Radverkehr mittlerweile viel besser, den-
ken Sie nur an die Fahrradstraße im Leinpfad. 
Aber wir können eine Stadt einfach nicht von 
jetzt auf gleich umbauen. Aktuell ist es schon 
so, dass wir so viele Baustellen haben wie lange 
nicht mehr in der Stadt. 

Was ist mit Stellplätzen für Fahrräder? Zur-
zeit sind die ja auch eher spärlich.

Es gibt jetzt ein starkes Ausbauprogramm 
an den U- und S-Bahn-Haltestellen. Bike and 
Ride baut da neue, große Stationen. Wir wol-
len aber auch mehr Fahrradbügel in der Stadt 
aufbauen. Das ist eine sehr kleinteilige Arbeit, 
deshalb geht das nicht immer sofort.

Wie kann Hamburg für Radfahrer*innen 
denn nun freundlicher und sicherer werden?

Der Kern ist, dass wir bereit sein müssen, 
den Radfahrern den nötigen Platz zu geben. 
In einer gebauten Stadt ist das schwierig, denn 
der Platz ist begrenzt von Hauswand zu Haus-
wand. Eine Radverkehrspolitik muss sich auch 
in der Praxis sehen lassen. Man muss merken, 
dass der Platz umverteilt wird. Man muss den 
Mut haben, zu sagen, im Zweifel machen wir 
den Radfahrstreifen breiter und die Fahrbahn 
kleiner. Unser Ziel ist es, in der nächsten Legis-
laturperiode auf dem aufzubauen, was wir in 
dieser Periode erreicht haben.

„Eine Stadt nicht 
von jetzt auf 
gleich umbauen“

Martin Bill, 37, 
Sprecher für 

Verkehrspolitik 
bei den Grünen, 

seit 2017 
stellvertreten-

der Landesvor-
sitzender. Er 

fährt jeden Tag 
mit dem Rad 

zur Arbeit.
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„Die Bundesrats- 
initiative ist ein 
Ablenkungs- 
manöver nach dem 
Motto: „Guckt mal,  
wir machen doch 
was.“

Stiftung braucht Platz

Radtour: 
„Fahrradstadt 

Hamburg – Die 
Zukunft auf 

zwei Rädern“ 
mit Olaf Böhm, 

Radverkehrs-
planer der 

Wirtschaftsbe-
hörde, Rainer 

Schneider, 
Vorstand im 

Verkehrsclub 
Deutschland 

und Anjes 
Tjarks, 

Fraktionsvor-
sitzender der 
Grünen, Start 

15 Uhr, U-Bahn 
Feldstraße

wohnraum
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